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1 Vorwort  

Zwei Jahre nach der Verabschiedung des Aktionsplans gegen die Wohnungsknappheit stellt sich die 

Situation auf dem Wohnungsmarkt in der Schweiz weiterhin angespannt dar und scheint sich gar weiter 

zu verschärfen. Dies wirkt sich sowohl auf die Lebensqualität der Bevölkerung als auch auf das 

reibungslose Funktionieren des Arbeitsmarktes und den gesellschaftlichen Zusammenhalt aus. Zudem 

zeigen verschiedene Ende 2025 veröffentlichte Sorgenbarometer, dass die Wohnungsknappheit sowie 

die Immobilienpreise zunehmend als politisches Problem beziehungsweise als politische 

Herausforderung wahrgenommen werden2. 

Der vorliegende Bericht fasst die Resultate der zweiten Umfrage zur Umsetzung des Aktionsplans 

Wohnungsknappheit zusammen. Er soll eine Standortbestimmung der umgesetzten Massnahmen 

vornehmen, gute Beispiele oder festgestellte Hürden darstellen und gegebenenfalls Verbesserungen 

vorschlagen, um so das Ziel des Aktionsplans – die Ausweitung des Wohnungsangebots sowie die 

Schaffung von zusätzlichem qualitätsvollem, bedarfsgerechtem und preisgünstigem Wohnraum – zu 

unterstützen. 

Der Bericht stützt sich auf die Beiträge der Partnerorganisationen, die an der Erarbeitung und Umsetzung 

des Aktionsplans Wohnungsknappheit beteiligt waren; auch wurden alle Kantone eingeladen, sich an 

der Umfrage zu beteiligen; sie wurde zwischen Januar und Februar 2026 durchgeführt. 

 

 

2 Einleitung  

2.1 Ausgangslage 

Am zweiten Runden Tisch Wohnungsknappheit, der am 13. Februar 2024 in Bern unter der Leitung von 

Bundesrat Guy Parmelin stattfand, haben sich Vertreterinnen und Vertreter der Kantone, Städte und 

Gemeinden, der Bau- und Immobilienwirtschaft sowie der Zivilgesellschaft auf einen Aktionsplan 

verständigt (https://www.bwo.admin.ch/de/aktionsplan-wohnungsknappheit). 

Vor dem Hintergrund einer sich in vielen Regionen zunehmend angespannten Lage auf dem 

Wohnungsmarkt und zunehmender Anzeichen einer Wohnungsknappheit sollen die Massnahmen des 

Aktionsplans zu einer nachhaltigen Wohnraumversorgung beitragen, d. h. das Wohnungsangebot zu 

erhöhen und mehr qualitätsvollen, preisgünstigen und bedarfsgerechten Wohnraum zu schaffen. 

Dabei sollen die Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau verbessert werden, um der steigenden 

Nachfrage nach Wohnraum und insbesondere nach bezahlbarem Wohnraum besser gerecht zu werden. 

Der Aktionsplan enthält 35 Massnahmen, die in folgende drei Themenbereiche gegliedert sind: 

- A. Innentwicklung erleichtern und qualitätsvoll umsetzen  

- B. Verfahren stärken und beschleunigen 

- C. genügend preisgünstigen und bedarfsgerechten Wohnraum sicherstellen  

Der Aktionsplan stützt sich auf die Zusammenarbeit verschiedenen Akteure und umfasst Massnahmen, 

für deren Umsetzung die jeweiligen Partner zuständig sind. 

 

 
2 https://sotomo.ch/site/wp-content/uploads/2025/10/SRG_Wahlbarometer_2025.pdf abgerufen am 19. Januar 2026 und  https://www.gfs-

bern.ch/de/news/ubs-sorgenbarometer-2025/ abgerufen am 19. Januar 2026. 

https://www.bwo.admin.ch/de/aktionsplan-wohnungsknappheit
https://sotomo.ch/site/wp-content/uploads/2025/10/SRG_Wahlbarometer_2025.pdf
https://www.gfsbern.ch/de/news/ubs-sorgenbarometer-2025/
https://www.gfsbern.ch/de/news/ubs-sorgenbarometer-2025/
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2.2 Auftrag 

Der Aktionsplan Wohnungsknappheit beauftragt das Bundesamt für Wohnungswesen (BWO), in einem 

ersten Schritt bis 2027 eine jährliche Erhebung zur Umsetzung dieses Aktionsplans bei den zuständigen 

Stellen durchzuführen und darüber zu informieren. Der vorliegende Bericht deckt die zweite Umfrage ab. 

2.3 Umfrage 2026 

Die Umfrage wurde zwischen dem 5. Januar und dem 13. Februar 2026 als Online-Umfrage bei den 26 

Partnern des Aktionsplans durchgeführt, die am Runden Tisch vom 13. Februar 2026 teilgenommen 

haben (siehe Anhang 1), sowie bei den 26 Kantonen3. Die Antworten wurden mittels eines Fragebogens 

erhoben, der mit Unterstützung des Beratungsunternehmens Interface Politikstudien Forschung 

Beratung AG entwickelt wurde. Dieser war in deutscher und französischer Sprache verfügbar und 

gliederte sich in vier Teile (siehe Anhang 2): 

1. Hintergrundinformationen zur Organisation, die die Teilnehmer vertreten. 

2. Allgemeine Einschätzung der Marktentwicklung bis Ende 2025 

3. Umsetzung der Massnahmen des Aktionsplans 

4. Zusätzliche Massnahmen / Aktionen, die im Sinne des Aktionsplans unternommen werden. 

 

Insgesamt gingen 42 Stellungnahmen ein, was einer Beteiligung von 80 % entspricht. Der 

Schweizerische Gemeindeverband (SGV) übermittelte eine gesamthafte Einschätzung, während 

Stellungnahmen des Verband Immobilien Schweiz (VIS) sowie der Interessengemeinschaft privater 

professioneller Bauherren (IPB) ausblieben. Auf kantonaler Ebene gingen Rückmeldungen sowohl 

seitens der Konferenz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren (VDK) als auch direkt von den Kantonen 

ein. Keine Rückmeldungen liegen von den Kantonen Graubünden, Jura, Nidwalden, Solothurn, 

St. Gallen und Wallis vor. 

Der Bericht gibt in Kapitel 3 die Einschätzung der Teilnehmenden zur Entwicklung des 

Wohnungsmarktes im Jahr 2025 wieder. Kapitel 4 fasst die Beurteilungen der Befragten zur Umsetzung 

des Aktionsplans sowie zur Zweckmässigkeit dieses Instruments zusammen. Kapitel 5 präsentiert die 

Ergebnisse der Umfrage zur Umsetzung der Massnahmen des Aktionsplans. Abschnitt 5.1 bietet eine 

Übersicht über die eingegangenen Antworten. Die Umsetzung der einzelnen Massnahmen wird in den 

Abschnitten 5.2 bis 5.4 themenbezogen dargestellt. Kapitel 6 fasst die von den Partnern 

vorgeschlagenen zusätzlichen Massnahmen sowie mögliche Verbesserungsansätze zusammen. 

Abschliessend präsentiert Kapitel 7 die Schlussfolgerungen. 

 

 

3 Einschätzung der Marktentwicklung bis Ende 2025  

76 % der Teilnehmenden sind der Ansicht, dass die Nachfrage nach Wohnraum das Angebot übersteigt. 

Davon beurteilen 43 % dieses Missverhältnis als deutlich ausgeprägt. Allerdings zeigen sich 

ausgeprägte regionale Unterschiede: Im Kanton Basel-Landschaft (BL) wird der Markt insgesamt als 

ausgeglichen wahrgenommen, während in den Kantonen Tessin (TI) und Appenzell Innerrhoden (AI) 

das Wohnungsangebot als höher eingeschätzt wird als die Nachfrage (siehe Abbildung 1). 

 
3 Die Kantone waren stets in die Erarbeitung und Umsetzung des Aktionsplans gegen die Wohnungsknappheit einbezogen. Sie wurden jedoch bei 
den Runden Tischen und weiteren Austauschformaten durch ihre Konferenzen (BPUK und VDK) vertreten. 
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Abbildung 1: Wie schätzen Sie die Entwicklung des Angebots im Verhältnis zur Nachfrage nach Wohnraum 

im Jahr 2025 in den für Sie relevanten Gebieten ein? 

 

Für 47 % der Teilnehmenden hat sich die Situation gegenüber dem Jahr 2024 verschlechtert. Davon 

beurteilen 7 % die Verschlechterung als erheblich. 40 % der Befragten gehen davon aus, dass sich die 

Situation nicht verändert hat, und kein Teilnehmender stellt eine Verbesserung fest. Fünf Teilnehmende 

machten keine Angabe (siehe Abbildung 2). 

Abbildung 2: Wie beurteilen Sie die Entwicklung des Angebots im Verhältnis zur Nachfrage nach Wohnraum 

im Vergleich zum Jahr 2024 in den für Sie relevanten Gebieten? 

 

Insgesamt beurteilen die Antwortenden die aktuelle Situation gegenüber dem Vorjahr als angespannter. 

Ihre Einschätzungen werden – wie bereits im Vorjahr – hauptsächlich durch die Entwicklung der Preise 

und Mieten, die Entwicklung der Leerwohnungsziffer sowie durch die Ausdehnung der räumlichen 

Ausbreitung von Marktanspannungen beeinflusst (siehe Abbildung 3). 

Abbildung 3: Welche sind die wichtigsten Aspekte, die Ihre Wahrnehmung des Wohnungsmarktes beein-

flussen? 

Anmerkung: n = 42.  

Die Antwortenden formulieren auf Grundlage der in Abbildung 3 dargestellten Ergebnisse mehrere 

Feststellungen. Mehrere Teilnehmende heben die erheblichen wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
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hervor, die sich aus den Spannungen auf dem Wohnungsmarkt ergeben und mittlerweile nicht mehr nur 

Haushalte mit tiefen Einkommen, sondern zunehmend auch den Mittelstand betreffen. Zudem betonen 

zahlreiche Befragte die ausgeprägte Heterogenität der Wohnungsmarktsituation zwischen den einzelnen 

Regionen. Diese beiden Einschätzungen wurden bereits im Vorjahr festgestellt. Schliesslich verweisen 

einige Teilnehmende auch auf das Vorliegen ungünstiger Rahmenbedingungen für die Bautätigkeit. 

In ihrer Beurteilung stützen sich die Antwortenden Teilnehmenden, wie bereits im letzten Jahr, auf 

Beobachtungen im Zusammenhang mit Bewilligungsverfahren und den Reaktionen auf die 

Siedlungsentwicklung nach innen (Anzahl Einsprachen und Referenden). Am stärksten prägt jedoch die 

demografische Entwicklung im weiteren Sinne (Alterung der Bevölkerung, Flächenverbrauch pro Person 

sowie Haushaltsgrösse) die Wahrnehmung des Wohnungsmarktes. 

Schliesslich gaben 15 der 20 antwortenden Kantone an, dass parlamentarische Vorstösse zum Thema 

der Wohnungsknappheit eingereicht worden seien. 

  

 

4 Bewertung des Aktionsplans und seiner Umsetzung  

Die Umsetzung sämtlicher Massnahmen des Aktionsplans, für welche die Befragten selbst 

zuständig sind, wird von 43 % der Teilnehmenden als zufriedenstellend bewertet; davon beurteilen 

13 % die Umsetzung als sehr zufriedenstellend. 17 % erachten sie als eher nicht zufriedenstellend, 

während 40 % zu dieser Frage keine Einschätzung abgegeben haben. Am zufriedensten zeigen sich die 

Vertreterinnen und Vertreter der öffentlichen Institutionen (Bund, Kantone, Städte und Gemeinden); 

(siehe Abbildung 4).  

Abbildung 4: Wie bewerten Sie die Umsetzung aller Massnahmen, für die Sie gemäss dem Aktionsplan zu-

ständig sind? 

 

Die Relevanz des Aktionsplans zur Erreichung der festgelegten Ziele wird von 50 % der 

Teilnehmenden als gegeben beurteilt; davon erachten 7 % ihn als « sehr relevant ». 21 % bewerten den 

Aktionsplan als « eher nicht relevant » oder « nicht relevant », während 29 % keine Antwort gegeben 

haben. Erneut fiel die Beurteilung der Vertreterinnen und Vertreter der öffentlichen Institutionen (Bund, 

Kantone, Städte und Gemeinden) am positivsten aus. Am kritischsten in dem Sinn, dass der Aktionsplan 

als « nicht relevant » beurteilt wird, äusserten sich vor allem die Vertreterinnen und Vertretern der 

Zivilgesellschaft (siehe Abbildung 5). 
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Abbildung 5: Wie beurteilen Sie die Eignung des Aktionsplans zur Erreichung der festgelegten Ziele? 

 

Ausgehend von der Massnahme B3.3 hat das BWO ein Kommunikationskonzept entwickelt, um den 

Aktionsplan, seine Massnahmen sowie die erzielten Fortschritte besser bekannt zu machen. Zu diesem 

Zweck wurden verschiedene Kommunikationsinstrumente erarbeitet, welche von den Partnern des 

Aktionsplans in ihrer jeweiligen Kommunikation eingesetzt werden können (Berichte, 

Medienmitteilungen, soziale Netzwerke usw.). 21 % der Partner haben diese Instrumente genutzt, um 

über ihre jeweiligen Massnahmen zu kommunizieren. 

 

 

5 Ergebnisse der jährlichen Umfrage zur Umsetzung der Massnahmen 

5.1 Überblick über die Antworten 

Insgesamt zeigt die Umfrage, dass sich 88 % der Massnahmen in Umsetzung befinden oder bereits 

abgeschlossen sind. Der Umsetzungsstand der Massnahmen ist in Abbildung 6 dargestellt; ergän-

zende Erläuterungen finden sich in den Tabellen in den Abschnitten 5.2, 5.3 und 5.4. 

Methodischer Hinweis 

In Bezug auf den Umsetzungsstand der einzelnen Massnahmen wurden der Einschätzungen jener 

Partner berücksichtigt, die gemäss Aktionsplan für die jeweilige Massnahme zuständig sind. 

Bei Massnahmen, die in die Zuständigkeit der Kantone fallen, wurden diese als « in Umsetzung » 

eingestuft, sofern mindestens ein Kanton mit der Umsetzung begonnen hatte oder die betreffende 

Massnahme bereits umgesetzt hatte. Dasselbe gilt für die Städte und Gemeinden (sofern für die 

kommunale Ebene Informationen vorliegen). 

 

Abbildung 6: Umsetzung der Massnahmen des Aktionsplans 
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Massnahmen A1.1 A1.2 A1.3 A2.1 A2.2 A2.3 

Stand 

2024 

In Arbeit Keine 
Informationen 

Abweichende 
Meinung 

In Arbeit Keine 
Informationen 

Keine 
Informationen 

Stand 

2025 

In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit 

 A3.1 A3.2 A4.1 A4.2 A4.3 A4.4 

Stand 

2024 

Keine 
Informationen 

Keine 
Informationen 

In Arbeit Keine 
Informationen 

Keine 
Informationen 

In Arbeit 

Stands  

2025 

In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit 

 

 

 

Massnahmen B1.1 B1.2 B2.1 B2.2 B2.3 B3.1 B3.2 B3.3 B3.4 

Statnd  

2024 

In Arbeit In Arbeit In Arbeit Keine 
Information

en 

Keine 
Information

en 

Keine 
Information

en 

In Arbeit In Arbeit In Arbeit 

Stand  

2025  

Abgeschlos
sen 

In Arbeit Abgeschlos
sen 

Keine 
Information

en 

In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit 

 

 

 

Massnahmen C1.1 C1.2 C1.3 C2.1 C2.2 C3.1 C3.2 

Stand 

2024 

Abgeschlossen In Arbeit Keine 
Informationen 

Keine 
Informationen 

In Arbeit In Arbeit Keine 
Informationen 

Stand  

2025 

Abgeschlossen Abgeschlossen In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit In Arbeit 

 C4.1 C4.2 C5 C6.1 C6.2 C6.3 C6.4 

Stand 

2024 

In Arbeit In Arbeit In Arbeit Keine 
Informationen 

In Arbeit Keine 
Informationen 

Keine 
Informationen 

Stand 

 2025 

In Arbeit In Arbeit Abgeschlossen Keine 
Informationen 

Geplant  Keine 
Informationen 

In Arbeit 
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5.2 Themenbereich A: Innentwicklung erleichtern und qualitätsvoll umsetzen 

Die Massnahmen im Themenbereich A zielen darauf ab, die Entwicklung nach innen zu erleichtern. Dies 

geschieht im Rahmen des Raumplanungsgesetzes, das die Ausdehnung der Siedlungsfläche begrenzen 

und diese vorrangig in bereits bestehende Gebiete mit guter Anbindung an den öffentlichen Verkehr 

lenken soll. Die bestehenden Reserven an unbebautem Bauland müssen besser genutzt und die 

Nutzungsdichte der bereits bebauten Flächen erhöht werden. Das Wohnungsangebot ist daher innerhalb 

der Bauzonen qualitativ zu sichern. Die Innenentwicklung zielt auch auf eine hohe Siedlungsqualität ab. 

 

 

Stand 

Gemeinden bei der Erarbeitung von Strategien zur räumlichen Entwicklung unterstützen 

A1.1 Prüfen, ob der Impuls Innenentwicklung über 2025 hinaus fortgesetzt 

und gegebenenfalls weiterentwickelt werden kann 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

TK / UVEK 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Die TK bereitet ein neues Programm mit dem Titel «Impact 

Innenentwicklung» vor. Dieses soll die Schnittstellen und Synergien der 

Raumplanung in verschiedenen Themenbereichen nutzen und dabei 

den Fokus auf die Bedürfnisse sowie die bestehenden Lücken auf 

Ebene der Gemeinden legen. Die Umsetzung ist ab dem Jahr 2027 

vorgesehen. 

Weitere 

Bemerkungen 

Einige Kantone gaben an, Ressourcen für Beratungsleistungen sowie 

für die Zusammenarbeit mit den Gemeinden bereitgestellt zu haben. 

Andere wiesen zudem darauf hin, dass sich ihr kantonaler Richtplan 

derzeit in Revision befindet, um dem bis 2050 erwarteten 

Bevölkerungswachstum Rechnung zu tragen, was den Zielsetzungen 

des Programms entspricht. 

A1.2 Prüfen einer finanziellen Unterstützung der Gemeinden bei der 

Erarbeitung von Strategien zur räumlichen Entwicklung inklusive 

Wohnraumstrategien 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittel- / langfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Einige Kantone leisten finanzielle Unterstützung (BL, AG, TI, AR, TG).  

Andere haben eine finanzielle Unterstützung zwar diskutiert, jedoch 

verworfen (ZG).  

Mehrere Kantone unterstützen die Gemeinden durch Beratungs-

leistungen oder personelle Ressourcen (BL, AR, TI) und/oder schaffen 

verschiedene Grundlagen für die Erarbeitung räumlicher Strategien auf 

Gemeindeebene (TI, SZ, ZG, LU).  

Im GE liegt die Zuständigkeit für die Raumplanung auf kantonaler 

Ebene, weshalb sich die Frage in dieser Form nicht stellt. Es sind jedoch 
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Subventionen vorgesehen, um die Gemeinden bei der Ausarbeitung 

ihres Richtplans zu unterstützen. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

A1.3 Verschiedene Beratungsangebote besser aufeinander abstimmen In Arbeit 

 

 Vorgesehene 

Akteure 

EspaceSuisse / SIA / BAK / Weitere 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Zwischen dem BAK, dem SIA, dem SSV und dem SGV fanden mehrere 

Koordinationssitzungen statt.  

Die Umsetzung dieser Massnahme hängt allerdings von der 

Massnahme A1.1 ab. 

Weitere 

Bemerkungen 

Einige Kantone arbeiten zudem an mehreren entsprechenden Projekten 

(BL, GE, LU).  

Durchlässigkeit und Durchmischung von Arbeits- und Wohnzonen erleichtern 

A2.1 Eine Studie zum Potential und den Grenzen einer höheren 

Durchlässigkeit und Durchmischung von Arbeits- und Wohnzonen in 

Auftrag geben; Formulieren von Empfehlungen 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Bund / Kantone / Gemeinden, Städte 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Das Projekt wird im Rahmen der TK bearbeitet. Eine  tripartite 

Arbeitsgruppe hat eine Ausschreibung durchgeführt; am 

29. Januar 2026 fand die Kick off-Sitzung statt.  

Auf kantonaler Ebene hat BL mehrere Pilotprojekte lanciert, um 

Gemeinden und Grundeigentümer aktiv zu begleiten. LU plant, den 

Gemeinden in diesem Bereich Unterstützung anzubieten. GE stellt 

diese Thematik ins Zentrum der Revision des kantonalen Richtplans, 

während VD hierzu bereits im August 2022 einen Bericht erstellt hat. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

A2.2 Prüfen und gegebenenfalls Anpassen der Zonenvorgaben in den 

kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzen 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone / BPUK 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Mehrere Kantone haben bedeutende Anpassungen ihrer Planungs-

instrumente und ihres gesetzlichen Rahmens vorgenommen oder 

entsprechende Anpassungen vorgesehen (BL, AR, VD, ZG). 
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GE hat im Rahmen der Erarbeitung seines künftigen kantonalen 

Richtplans potenzielle Anpassungen identifiziert, deren Umsetzbarkeit 

jedoch noch geprüft werden muss. 

Andere Kantone weisen darauf hin, dass relevante Vorgaben bereits in 

ihrem kantonalen Richtplan oder in der Gesetzgebung verankert sind, 

wobei die Umsetzung hauptsächlich in die Zuständigkeit der 

Gemeinden fällt (AI, TI, AR, SZ, LU). 

TG sieht zum jetzigen Zeitpunkt keine spezifischen Massnahmen vor. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

A2.3 Prüfen und gegebenenfalls Anpassen der kommunalen Zonenpläne In Arbeit 

 

 Vorgesehene 

Akteure 

Gemeinden, Städte 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Langfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Gemäss kantonalen Angaben sind mehrere derzeit darani, ihre 

Nutzungspläne anzupassen, insbesondere in ZG, OW und LU. Im AG 

wurde dies bereits umgesetzt, während in TG derzeit keine 

entsprechenden Anpassungen vorgesehen sind.  

Weitere 

Bemerkungen 

 

Ausnützungsziffern erhöhen oder Grenzabstände reduzieren 

A3.1 Prüfen und gegebenenfalls Anpassen der Vorgaben für Bauhöhen, 

Ausnützungsziffern (bspw. Mindestdichten) und Grenzabstände in 

Nutzungsplänen (bspw. für Zentrumszonen). Allenfalls kann dies auch 

zur Überprüfung von übergeordneten Gesetzen und Reglementen 

führen 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittel- / langfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Mehrere Kantone sind mit umfassenden Revisionen ihres rechtlichen 

Rahmens sowie ihrer Planungsinstrumente im Bereich Raumplanung 

und Bauwesen befasst (BL, AI, ZG, VD, TG, LU).  

In mehreren Kantonen liegt die konkrete Umsetzung überwiegend in der 

Zuständigkeit der Gemeinden (AR, ZG, TG). 

In GE werden im Rahmen der Erarbeitung des künftigen kantonalen 

Richtplans potenzielle Anpassungen geprüft. 

Im SZ sind derzeit keine Anpassungen vorgesehen. 

Weitere 

Bemerkungen 
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A3.2 Prüfen und gegebenenfalls Anpassen der kommunalen Baureglemente 

und Nutzungspläne 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Gemeinden, Städte 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittel- / langfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Gemäss kantonalen Angaben prüfen Gemeinden in ZG und TG prüfen 

derzeit entsprechende Regelungen und nehmen die notwendigen 

Anpassungen vor.  

In AG und LU wurden die relevanten Vorgaben bereits in der kantonalen 

Gesetzgebung umgesetzt. 

In GE werden potenzielle Anpassungen im Rahmen der Erarbeitung des 

künftigen kantonalen Richtplans geprüft. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

Mobilisierung von Bauland 

A4.1 Durchführen einer Wirkungsanalyse der Umsetzung des gesetzlichen 

Auftrags von Artikel 15a RPG (Baulandmobilisierung) in kantonalem 

und kommunalem Recht 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / Kantone / Gemeinden Städte 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Der Teil A « Forschung » ist abgeschlossen. Er stützt sich im 

Wesentlichen auf die vertieften Vorarbeiten von EspaceSuisse 

(Übersicht zur Umsetzung von Art. 15a RPG durch die Kantone, ergänzt 

durch fachliche Beiträge). Derzeit wird eine Online-Umfrage bei den 

Kantonen zur Umsetzung von Art. 15a RPG vorbereitet, einschliesslich 

einer Überprüfung der Vorarbeiten von EspaceSuisse. Gestützt auf die 

Ergebnisse der Umfrage soll ein Erfahrungsaustausch mit 

ausgewählten Kantonen, Städten und Gemeinden organisiert werden. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

A4.2 Konsequente Umsetzung der Massnahmen zur Baulandmobilisierung In Arbeit 

 

 Vorgesehene 

Akteure 

Gemeinden, Städte 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Gemäss kantonalen Angaben haben AG und TG bereits rechtliche 

Instrumente in ihrer Gesetzgebung verankert. 

GE weist darauf hin, das aufgrund des im Kanton keine unüberbauten 

Grundstücke bestehen. 

LU setzt auf Information, indem ein spezifisches Merkblatt zur 

Mobilisierung von Bauland veröffentlicht wurde. 
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Weitere 

Bemerkungen 

 

A4.3 Prüfen von Anreizen oder Bestimmungen (z.B. Mindestausnützung), 

um bei unternutzten Parzellen eine höhere Ausnutzung zu erreichen 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone / Städte, Gemeinden 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Mehrere Kantone haben bereits entsprechende Anreize geschaffen, 

insbesondere durch die Festlegung von Mindestausnützungsziffern, die 

Gewährung von Nutzungsboni oder durch gezielte Strategien wie die 

Optimierung von Villenzonen (BL, SZ, TG, GE, LU). 

ZG prüft derartige Massnahmen derzeit. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

A4.4 Kommunikative Massnahmen und Beratung zur Förderung von 

Massnahmen im Bereich der Baulandmobilisierung (Kantone  →  

Gemeinden, Gemeinde → Baulandeigentümer) 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone / Städte, Gemeinden / EspaceSuisse 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

EspaceSuisse plant einen Austausch mit dem ARE sowie die 

Durchführung von Workshops mit den Kantonen.  

BL bietet den Gemeinden in dieser Hinsicht bereits Beratungen an. 

OW und UR heben die zentrale Rolle der Gemeinden bei der 

Umsetzung dieser Massnahme hervor. 

TG richtet einen regelmässigen Erfahrungsaustausch zur 

Siedlungsentwicklung nach innen ein, veröffentlicht spezifische 

Arbeitsinstrumente und aktualisiert die Bauzonenreserven alle vier 

Jahre einheitlich nach der « raum+ »-Methode der ETH Zürich. 

AR verfolgt eine aktive Bodenpolitik, führt Aktivitäten im Bereich der 

Immobilienentwicklung durch und organisiert Sitzungen zwischen den 

für das Bauwesen zuständigen Behörden. 

ZG verzichtet bewusst auf eine intensive Mobilisierung der 

Bauzonenreserven, um die Entwicklung innerhalb der bereits bebauten 

Gebiete zu konzentrieren, während GE erneut auf das Fehlen 

unüberbauter Grundstücke in Bauzonen hinweist.  

Weitere 

Bemerkungen 

 

 

5.3 Themenbereich B: Verfahren stärken und beschleunigen   

Die Komplexität und Dauer der Verfahren, die als wichtiges Anliegen identifiziert wurden, werden im 

Themenbereich B behandelt, mit dem Ziel, die Verfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen, ohne 
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dabei materielle Interessen zu beeinträchtigen. Dem öffentlichen Interesse im Rahmen der Grundrechte 

soll mehr Gewicht beigemessen werden. 

 

 

Stand 

Interessenabwägung stärken 

B1.1 Erarbeiten einer Vollzugshilfe für die frühzeitige, konkrete und korrekte 

Durchführung einer Interessenabwägung, namentlich bei Projekten zur 

Siedlungsentwicklung nach innen (unter Einbezug der Bauwirtschaft) 

Abgeschlossen 

 Vorgesehene 

Akteure 

TK-Dialog / BWO 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Im Auftrag des BWO hat EspaceSuisse einen praxisorientierten 

Leitfaden zur konkreten und korrekten Durchführung der 

Interessenabwägung erarbeitet. Bei der Erarbeitung wurde auch der 

TK-Dialog einbezogen. Der Leitfaden ist seit Sommer 2025 unter 

folgendem Link verfügbar: 

https://www.bwo.admin.ch/de/publication?id=WpMg6jk42W22  

Weitere 

Bemerkungen 

GE erarbeitet eine Schulung für die Fachstellen der kantonalen 

Verwaltung. 

B1.2 Prüfen, ob eine ausreichende Wohnraumversorgung als Interesse 

gesetzlich verankert werden soll 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BWO 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Am 22.09.2025 hat der Bundesrat dem BWO den Auftrag erteilt, 

Kriterien zu erarbeiten, die eine rechtliche Definition des nationalen 

Interesses von bedeutenden Transformationsprojekten im 

Wohnungsbereich ermöglichen sollen. Solche Bauprojekte würden bei 

der Interessenabwägung ein dem Interesse an der Erhaltung von ISOS-

Objekten gleichwertiges Interesse darstellen (vgl. Art. 6 Abs. 2 NHG). 

Dieser Auftrag ist bis Ende Mai 2027 umzusetzen. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

Offensichtlich missbräuchliche Einsprachen in Planungs- und Baubewilligungsverfahren 

reduzieren / Einspracheverfahren verwesentlichen 

B2.1 Verbessern der Grundlagen und Erhöhen des Wissensstands über die 

Verbreitung sowie die Art und Weise von Einsprachen und ihre Wirkung 

auf den Bewilligungsprozess von Bauvorhaben 

Abgeschlossen 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BWO / Baubranche 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

https://www.bwo.admin.ch/de/publication?id=WpMg6jk42W22
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Stand der 

Umsetzung 

Das ARE und das BWO haben eine umfassende Studie in Auftrag 

gegeben, die sowohl rechtliche als auch ein empirischer Aspekt dieses 

Themas abdeckt. Die Arbeiten wurden von einer Begleitgruppe 

begleitet, der Vertreterinnen und Vertreter der BPUK, des SGV, des 

SSV sowie von Bauenschweiz angehörten.  

Die Studie wurde am 1. Juli 2025 veröffentlicht: 

https://www.bwo.admin.ch/de/einsprachen-und-rekurse  

Weitere 

Bemerkungen 

 

B2.2 Vergabe eines juristischen Gutachtens zur Frage, wie offensichtlich 

missbräuchliche Einsprachen reduziert werden können, ohne dass dabei 

der Rechtsschutz in Frage gestellt wird 

Keine 

Informationen  

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BPUK 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Zur Umsetzung liegen derzeit keine Informationen vor. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

B2.3 Prüfen einer Kostenauflage zur Vermeidung von verzögernden 

Einsprachen (Umsetzung der Postulate 23.3640 und 23.3918) 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Diese Massnahme ist auch Thema eines Postulatsberichts zu 

Verfahrensbeschleunigungen. [Der Bundesrat hat den Postulatsbericht 

am 22. April 2026 verabschiedet: Bundesrat prüft Massnahmen zur 

Beschleunigung des Wohnungsbaus] 

Weitere 

Bemerkungen 

 

Planungs- und Bewilligungsverfahren effizienter gestalten 

B3.1 Prüfen einer stärkeren Ressourcenausstattung der Bewilligungs- und 

Fachstellen sowie Ausbau der Beratung und Verfahrensbegleitung der 

Projektträgerschaften 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone / Gemeinden, Städte 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

ZH weist darauf hin, dass der politische Kontext sowie die derzeit 

verfügbaren Ressourcen die Umsetzung dieser Massnahme nicht 

zulassen. 

OW, AI und SZ verweisen auf eine kürzlich erfolgte oder geplante 

Aufstockung der Ressourcen, insbesondere des Personals.  

https://www.bwo.admin.ch/de/einsprachen-und-rekurse
https://www.admin.ch/de/newnsb/oqyplwKkJzDmZy9aBBhOe
https://www.admin.ch/de/newnsb/oqyplwKkJzDmZy9aBBhOe
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Mehrere Kantone haben Gesetzesrevisionen eingeleitet oder 

fortgeführt sowie Projekte zur Optimierung der Verfahren und zur 

administrativen Vereinfachung umgesetzt, die häufig mit einer 

verstärkten Digitalisierung und einer verbesserten Koordination 

zwischen Behörden und Gesuchstellenden einhergehen (ZG, TG, GE, 

AG). 

Weitere 

Bemerkungen 

 

B3.2 Erarbeiten eines Benchmarks zur Dauer von Planungs und 

Bewiligungsverfahren 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

BPUK 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurzfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Mehrere Kantone prüfen entsprechende Anpassungen oder haben 

diese bereits vorgenommen (NE, BL, LU, AI, ZG, VD). 

Im AG wurden Anpassungen auf kantonaler Ebene vorgenommen, die 

nun auch auf kommunaler Ebene umzusetzen sind. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

B3.3 Entwickeln kommunikativer Massnahmen, die Entscheidungsträger dazu 

anregen, die bestehenden Handlungsspielräume im Bewilligungs- und 

Bauprozess zu nutzen 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BWO / BPUK / SSV / SGV / Verbände 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurzfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Das BWO hat ein Kommunikationskonzept entwickelt, mit dem Ziel, den 

Aktionsplan, seine Massnahmen sowie die erzielten Fortschritte besser 

bekannt zu machen. Dabei wurden verschiedene Instrumente 

erarbeitet, die von den Partnern des Aktionsplans in ihrer jeweiligen 

Kommunikation eingesetzt werden können (Berichte, 

Medienmitteilungen, soziale Netzwerke usw.). Dazu gehören unter 

anderem grafische Elemente sowie ein Kurzfilm.  

Seit Anfang 2026 veröffentlicht das BWO regelmässig Inhalte auf social 

media zum Aktionsplan 

Weitere 

Bemerkungen 

 

B3.4  Entwickeln eines Konzepts für eine Baubewilligung mit zwei Phasen (1. 

Nutzung und Architektur, 2. Technische Aspekte und Normen) und einer 

starken Digitalisierung des Bewilligungsprozesses 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

BPUK / Baubranche 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 
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Stand der 

Umsetzung 

Bauenschweiz erarbeitete 2025 eine Diskussionsgrundlage zu 

grundlegenden Fragestellungen, welche Anfang 2026 mit BPUK und 

Kantonen an einem ersten Workshop diskutiert wurde. Dabei steht in 

erster Linie die Verbesserung der Qualität im Vordergrund und nicht 

ausschliesslich der Beschleunigung der Verfahren; es ist ein 

Instrument, um mehr Verlässlichkeit und damit Investitionssicherheit zu 

schaffen. In einem zweiten Workshop werden Empfehlungen und 

Erkenntnisse erarbeitet und kommunizierbar festgehalten. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

 

5.4 Themenbereich C: Genügend preisgünstigen und bedarfsgerechten Wohnraum 

sicherstellen 

Die Massnahmen des Themenbereichs C zielen darauf ab, bezahlbaren Wohnraum in ausreichender 

Zahl zu schaffen und zu erhalten. 

 

 

Stand 

Indirekte Wohnraumförderung stärken 

C1.1 Überprüfen und Überarbeiten der Darlehensbedingungen für den Fonds 

de roulement (innerhalb des bestehenden finanziellen Rahmens) 

Abgeschlossen 

 Vorgesehene 

Akteure 

BWO 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurzfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Diese Massnahme wurde bereits im Vorjahr abgeschlossen: Die neuen 

Darlehensbedingungen für den Fonds de roulement sehen eine 

Erhöhung des maximalen Darlehensbetrags pro Wohnung vor, 

berücksichtigen neue Energielabels, enthalten klarere Vorgaben für 

Mietreglemente sowie Anreize zur Förderung der Siedlungsentwicklung 

nach innen. Sie sind am 1. Januar 2025 in Kraft getreten. 

Mit der Anpassung der Kostenlimiten zum 1. Februar 2025 wurde zudem 

eine Bestimmung ergänzt, die den höheren Kosten in Bergregionen 

Rechnung trägt. 

Weitere Informationen: https://www.bwo.admin.ch/de/nsb?id=103978  

Weitere 

Bemerkungen 

 

C1.2 Vorbereiten eines neuen Rahmenkredits für Eventualverpflichtungen 

(Bürgschaften) in der Wohnraumförderung (spätestens ab 2027) 

Abgeschlossen 

 Vorgesehene 

Akteure 

BWO  

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 

https://www.bwo.admin.ch/de/nsb?id=103978
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Stand der 

Umsetzung 

Der neue Verpflichtungskredit wurde vom Bundesrat am 

5. Dezember 2025 verabschiedet. Der Nationalrat hat dem Kredit am 

10. März 2026 zugestimmt, der Ständerat am 2. Juni.2026. 

Weitere Informationen sind unter folgendem Link verfügbar: 

https://www.bwo.admin.ch/de/newnsb/yd8_h9Dm8JfWMv4Un-GJV  

Weitere 

Bemerkungen 

 

C1.3 Prüfen von Fördermassnahmen, um die indirekte Förderung des 

Bundes zu ergänzen 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone / Städte, Gemeinden 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Mehrere Kantone bieten bereits ergänzende Fördermassnahmen zur 

indirekten Wohnraumförderung des Bundes an (ZH, ZG, BL, TI und GE).  

Mehrere weitere Kantone prüfen die Einführung solcher ergänzenden 

Fördermassnahmen (BS, ZG, OW und LU), während SZ, BE, AR und 

TG derzeit keine entsprechenden Massnahmen vorsehen.   

Weitere 

Bemerkungen 

 

Bei Mehrausnützung einen Mindestanteil von preisgünstigem Wohnraum vorsehen 

C2.1 Prüfen und gegebenenfalls Aufnehmen einer entsprechenden Regelung 

in die kantonalen Raumplanungs- und Baugesetze 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Mehrere Kantone verfügen bereits über entsprechende Regelungen 
oder planen deren Einführung (BL, SZ, TI, ZG, GE und AI).  

In LU und TG werden entsprechende Anpassungen derzeit geprüft. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

C2.2  Erarbeiten eines (freiwilligen) Standards für den Bau von 

preisgünstigem Wohnraum für gewinnorientierte Investoren und 

Investorinnen (basierend auf den Anlagekostenlimiten des BWO und 

der Kostenmiete) 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

BWO 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der Umset-
zung 

Das BWO erarbeitet derzeit einen Orientierungsrahmen «Preisgünstiger 
Wohnraum von gewinnorientierten Eigentümern». Das Projekt wird von 
einer Begleitgruppe mit den Vertreterinnen und Vertretern der 
Immobilienbranche, der Städte und Kantone sowie der Wissenschaft 
begleitet.  

https://www.bwo.admin.ch/de/newnsb/yd8_h9Dm8JfWMv4Un-GJV
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Weitere 

Bemerkungen 

 

Förderung von altersgerechtem (und hindernisfreiem) Wohnraum 

C3.1 Erarbeiten eines Berichts über altersgerechtes Wohnen in der Schweiz 

(mit Handlungsempfehlungen und best practices) 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

BWO / ARE / BSV 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Im Januar 2026 wurde eine Vorstudie von Ecoplan abgeschlossen, die 

als Basis für den Bericht dienen soll. Dabei wurden relevante Akteure 

einbezogen und der Stand des Wissens aus der Forschung 

zusammengeführt. Zudem wurden Modelle guter Praxis auf kantonaler, 

städtischer und kommunaler Ebene identifiziert. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

C3.2 Prüfen von Vorgaben und Hilfestellungen für die altersgerechte 

Wohnraumplanung auf Gemeindeebene 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

Kantone 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

NE und BL bieten bereits entsprechende Unterstützungsleistungen an. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

 

Regelungen für den Umgang mit temporär genutztem Wohnraum 

C4.1 Aufbau einer Informationsplattform zum Umgang mit temporär 

genutztem Wohnraum 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

BWO / SAB 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Die Arbeiten zur Aktualisierung der Informationsplattform des BWO zur 

Kurzzeitvermietung über Plattformen wie Airbnb werden in 

Zusammenarbeit mit der SAB durchgeführt und sollen im Sommer 2026 

abgeschlossen werden. 

Weitere 

Bemerkungen 

Im November 2024 veröffentlichte die SAB einen ersten Bericht mit 

einem Überblick über bestehende Ansätze zur Regulierung der 

Kurzzeitvermietung über Plattformen wie Airbnb. Dieser Bericht wurde 

im Jahr 2025 aktualisiert; die überarbeitete Fassung wurde im 

November 2025 publiziert. 

C4.2 Organisieren eines Erfahrungsaustauschs und Sammeln von guten 

Beispielen im Zusammenhang mit kantonalen und kommunalen 

Regulierungen im Bereich der Buchungsplattformen 

In Arbeit 
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 Vorgesehene 

Akteure 

VDK / SAB 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Die Arbeiten zur Aktualisierung der Informationsplattform des BWO zur 

Kurzzeitvermietung über Plattformen wie Airbnb werden in 

Zusammenarbeit mit der SAB durchgeführt und sollen im Frühjahr 2026 

abgeschlossen werden. Im November 2024 veröffentlichte die SAB 

einen ersten Bericht mit einer Übersicht über bestehende Ansätze zur 

Regulierung der Kurzzeitvermietung über Plattformen wie Airbnb. Dieser 

Bericht wurde im Jahr 2025 aktualisiert; die überarbeitete Fassung 

wurde im November 2025 publiziert. Im Verlauf des Jahres 2025 hielt die 

SAB zahlreiche Referate, beantwortete Medienanfragen, veröffentlichte 

Fachbeiträge und beriet Kantone sowie Gemeinden. 

In Abstimmung mit VDK erarbeitete die SAB zudem einen Bericht, der 

die bestehenden Regulierungsansätze für Plattformen wie Airbnb 

darstellt und deren Wirksamkeit sowie Anwendbarkeit bewertet. Dieser 

Bericht wird regelmässig aktualisiert. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

Gemeinden in Tourismusgebieten beim Erhalt von bezahlbaren Erstwohnungen unterstützen 

C5 Aufbauen einer Austauschplattform für interessierte Gemeinden, um so 

die Vernetzung der Akteure zu fördern 

Abgeschlossen 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BWO 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

In Zusammenarbeit haben das BWO, das ARE, das SECO und die SAB 

im Rahmen der Schweizer Wohnbautage 2025 erstmals einen 

Seminartag unter dem Titel « Mehr Erstwohnraum in Tourismus-

gemeinden » organisiert. Die Veranstaltung fand erfolgreich statt. 

Die entsprechende Dokumentation wurde unter folgendem Link 

veröffentlicht: 

https://www.bwo.admin.ch/de/schweizer-wohntage-2025  

Eine weitere grössere Konferenz ist für Anfang 2027 geplant. Zudem ist 

für den Sommer 2026 eine kleinere Veranstaltung vorgesehen. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

Ausbaustandards vereinfachen sowie einfacher und günstiger bauen 

C6.1 Organisieren eines Erfahrungsaustauschs zwischen Behörden und der 

Baubranche zu Fragen rund um das Thema «einfacher und günstiger 

(Um-)Bauen» 

Keine 

Informationen 

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BWO / BPUK 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

https://www.bwo.admin.ch/de/schweizer-wohntage-2025
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Stand der 

Umsetzung 

Zur Umsetzung liegen derzeit keine Informationen vor. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

C6.2 Prüfen der Übertragbarkeit des in Deutschland diskutierten Konzepts 

eines «Gebäudetyps E» (im Sinn von «einfach bauen») auf die 

Baugesetzgebung in der Schweiz 

Geplant  

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / SIA 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Kurz- / mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Nach einem ersten Austausch mit dem SIA im Jahr 2025 mussten die 

Arbeiten des ARE aus Ressourcengründen vorübergehend sistiert 

werden. Vereinzelte Gespräche konnten jedoch weiterhin geführt 

werden. Die aktuellen Erkenntnisse zeigen, dass sich die baurechtlichen 

Systeme in Deutschland und der Schweiz in einem derartigen Ausmass 

unterscheiden, dass sich die Frage einer direkten Übertragbarkeit des 

deutschen Konzepts des « Gebäudetyps E » auf die schweizerische 

Gesetzgebung grundsätzlich erübrigt. Entsprechend könnte auch der 

ursprünglich vorgesehene Austausch mit deutschen Fachpersonen 

entfallen.  

Als zielführender erweist sich hingegen die Durchführung eines 

Austauschs zum Thema « Einfacher bauen » mit Vertreterinnen und 

Vertretern der Branche in der Schweiz. Das ARE beabsichtigt, diese 

Arbeiten im Verlauf des zweiten Halbjahres 2026 aufzunehmen. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

C6.3 Durchführen einer Studie über Möglichkeiten, Auswirkungen und 

Hemmnisse des einfachen und günstigen (Um-)Bauens sowie zu 

möglichen Anreizen dafür 

Keine 

Informationen  

 Vorgesehene 

Akteure 

ARE / BWO / SIA 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Zur Umsetzung liegen derzeit keine Informationen vor. 

Weitere 

Bemerkungen 

 

C6.4 Strategie für das einfache und günstigere (Um-)Bauen entwickeln 

 

In Arbeit 

 Vorgesehene 

Akteure 

SIA / SBV / bauenschweiz 

Geplanter 

Zeitrahmen 

Mittelfristig 

Stand der 

Umsetzung 

Zur Umsetzung liegen derzeit keine Informationen vor. 
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Weitere 

Bemerkungen 

 

 

 

6 Verbesserungsvorschläge und zusätzliche Massnahmen  

6.1 Verbesserungsvorschläge 

Ergänzend zu den in Kapitel 4 dargelegten Einschätzungen zur Umsetzung des Aktionsplans wurden 

die Teilnehmenden eingeladen, Verbesserungsvorschläge einzubringen – sowohl im Hinblick auf die 

Umsetzung derjenigen Massnahmen, für welche sie gemäss Aktionsplan zuständig sind, als auch in 

Bezug auf die Erreichung der von diesem gesetzten Ziele. 

Die vorgebrachten Punkte decken sich weitgehend mit den bereits im Vorjahr gemachten Vorschlägen. 

So fordern mehrere Teilnehmende eine klarere Zuordnung und Identifikation von Verantwortlichkeiten 

und Zuständigkeiten. Zudem wird eine verbesserte Koordination und Zusammenarbeit (beispielsweise 

zwischen den verschiedenen Bundesstellen), eine verstärkte Kommunikation zur Thematisierung der 

zugrunde liegenden Spannungen sowie konkretere und verbindlichere Ziele mit einem klaren Zeitplan 

verlangt. Mehrere Antwortende machten zudem geltend, dass für die Umsetzung des Aktionsplans 

zusätzliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden sollten. Darüber hinaus fordern die 

Dachorganisationen des gemeinnützigen Wohnungsbaus sowie mehrere weitere Organisationen, dass 

der Aktionsplan stärker auf den Bau von preisgünstigem Wohnraum beziehungsweise auf einen 

wirksamen Mieterschutz ausgerichtet wird. 

Zu den neuen Aspekten gehört schliesslich die Aufforderung einzelner Partner, die bestehenden 

Zuständigkeitsregelungen zu überprüfen und mögliche gesetzliche Anpassungen in Betracht zu ziehen. 

 

6.2 Vorgeschlagene zusätzliche Massnahmen  

Die befragten Teilnehmenden hatten zudem die Möglichkeit, zusätzliche Massnahmen vorzuschlagen, 

sowohl in ihrem jeweiligen Fachbereich als auch in einem übergeordneten Kontext. Die eingebrachten 

Vorschläge lassen sich entlang mehrerer Achsen bündeln. 

Ein erster Schwerpunkt betrifft den Mieterschutz. Vorgeschlagen wird insbesondere eine Revision des 

Mietrechts, eine allgemeine Formularpflicht sowie eine stärkere Regulierung von energetischen 

Sanierungen – sowohl im Hinblick auf Kündigungen als auch auf die Mietzinsfestsetzung. Einige 

Vorschläge zielen zudem darauf ab, die Anwendung des orts- und quartierüblichen Mietzinses bei der 

Mietzinsfestsetzung auszusetzen. Mehrere Massnahmen verfolgen darüber hinaus das Ziel, die Qualität 

und die Inklusivität des Wohnungsbestands zu verbessern, etwa durch eine stärkere Regulierung von 

Neubauten und die systematischere Berücksichtigung der Bedürfnisse von Menschen mit 

eingeschränkter Mobilität. 

Ein zweiter Schwerpunkt zielt auf die Erhöhung des Wohnungsangebots ab. Dazu gehört die Lockerung 

der raumplanerischen Rahmenbedingungen, eine Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG), eine 

verstärkte Nutzung des Vorkaufsrechts sowie eine Lockerung der Lex Koller. Auch der Ausbau öffentlich-

privater Partnerschaften wird als Instrument zur Steigerung der Wohnungsproduktion in Betracht 

gezogen, ebenso wie der verstärkte Einsatz von Förderinstrumenten im Wohnungsbereich (Fonds de 

roulement, Erwerbsfonds, direkte Förderbeiträge). Zudem wird vorgeschlagen, die Volksrechte klarer zu 

regeln, bestimmte allgemeine Rahmenbedingungen zu überprüfen sowie eine feinere statistische 

Erfassung der bestehenden Bauland- und Verdichtungspotenziale zu entwickeln. 
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Schliesslich erscheint eine Stärkung der personellen und finanziellen Ressourcen der öffentlichen 

Institutionen als notwendige Voraussetzung für die wirksame Umsetzung sämtlicher vorgeschlagener 

Massnahmen. 

 

6.3 Zusätzlich umgesetzte Massnahmen  

42 % der Teilnehmenden gaben an, zusätzliche Massnahmen ergriffen zu haben: 

- Schweizerischer Städteverband (SSV) – (1) Verbandsarbeit, insbesondere Diskussionen und 

Arbeiten in den eigenen Gremien und Netzwerken; SSV-Veranstaltungen sowie ein Dokument 

zur Bodenpolitik; (2) SSV-Veranstaltung zum Thema Wohnen und Alter (Netzwerk 

altersfreundliche Städte); (3) SSV-Veranstaltung zum Zugang zu Wohnraum für Personen in 

prekären Lebenslagen; (4) verschiedene interne Abklärungen zur Förderung des 

Wohnungsbaus, zu bezahlbaren Preisen sowie zum Schutz des Wohnraums bei den 

Mitgliedern; (5) Arbeitsgruppen zu ISOS sowie zur Beschleunigung von Verfahren und zum 

Umgang mit Einsprachen (Untergruppen der SSV-Gremien); (6) gemeinsame 

SSV-EspaceSuisse-Konferenz zur «Stadt der kurzen Wege». 

- Bauenschweiz – Zusammenarbeit mit EspaceSuisse im Hinblick auf den Jahreskongress 2026; 

verstärkter Fokus auf Kommunikation über die Kanäle von Bauenschweiz. 

- Entwicklung Schweiz – Fördert politische Initiativen, auch auf kantonaler Ebene; vertieft den 

Dialog mit den Behörden und sucht aktiv den Austausch (BE, ZH). Nach der Einschätzung von 

Entwicklung Schweiz besteht ein grosser Handlungsbedarf, zugleich seien auf kantonaler und 

kommunaler Ebene zahlreiche Massnahmen in Vorbereitung, was die Umsetzung erschwere. 

Der Verband erachtet es als notwendig, stärker auf den Abbau von Vorbehalten und 

Unsicherheiten bei den Fachstellen in Bezug auf Entscheidungsfindungen hinzuarbeiten und 

vermehrt über die Möglichkeiten einer sachgerechten Nutzung bestehender 

Handlungsspielräume zu informieren. Entwicklung Schweiz weist darauf hin, mehrfach 

festgestellt zu haben, dass dieses Thema bislang wenig bekannt ist. 

- Schweizerischer Baumeisterverband (SBV) – Austausch mit kantonalen Parlamentarierinnen 

und Parlamentariern mit dem Ziel, kantonale Ansätze zur Bewältigung der bestehenden Her-

ausforderungen zu entwickeln. 

 

- Wohnbaugenossenschaften Schweiz – (1) Ausbau des Beratungsangebots für Gemeinden: 

Erarbeitung eines Beratungskonzepts für Gemeinden zur lokalen Förderung des gemeinnützi-

gen Wohnungsbaus sowie zur Entwicklung lokaler Wohnraumstrategien; (2) Weiterentwicklung 

und Ausbau des Beratungs-, Dienstleistungs- und Weiterbildungsangebots für gemeinnützige 

Bauträgerschaften; (3) Sensibilisierung: Organisation einer Informationsveranstaltung der par-

lamentarischen Gruppe «Gemeinnütziger Wohnungsbau» zum Thema «Wohnungsknappheit in 

Bergregionen» in Zusammenarbeit mit der parlamentarischen Gruppe «Bergbevölkerung» im 

Juni 2025; Organisation des Forums Wohnbaugenossenschaften Schweiz 2025 zum Thema 

Siedlungsentwicklung nach innen; (4) Mitarbeit in Expertengruppen und Begleitgremien: Dialog 

TK «Qualitative Siedlungsentwicklung nach innen», Begleitgruppe «Bezahlbarer Wohnraum: 

Baukasten für Städte und Gemeinden», Mitarbeit in der Begleitgruppe zur Wirkungsanalyse des 

Zweitwohnungsgesetzes; (5) Gründung und Weiterentwicklung der Stiftung Soliterra. 

Für raschere Fortschritte wünschen sie sich finanzielle Beiträge des Bundes zur Finanzierung 

zusätzlicher Beratungsleistungen für Gemeinden (z. B. über Leistungsaufträge). 

 

- Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein (SIA) – Vorbereitung einer grösseren Ver-

anstaltung an der Swissbau 2026; praktische Partnerschaft im Rahmen eines NFP-Projekts zum 

Potenzial des bestehenden Gebäudeparks. 
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- EspaceSuisse – (1) Praxisleitfaden «Interessenabwägung»; (2) Fachveranstaltungen, Beratun-

gen und Publikationen zur Siedlungsentwicklung nach innen; (3) Mitarbeit in verschiedenen Ar-

beitsgruppen des Bundes. Für eine beschleunigte Entwicklung wünscht sich EspaceSuisse eine 

stärkere politische Unterstützung sowie klare Signale zugunsten der Siedlungsentwicklung nach 

innen. 

 

- Mieterinnen- und Mieterverband Schweiz (MV) – Vorbereitung der eidgenössischen Volksini-

tiative «Ja zum Schutz vor missbräuchlichen Mieten (Mietpreis-Initiative)». Die Lancierung er-

folgte im Juni 2025, die Einreichung ist für Juni 2026 vorgesehen. Für raschere Fortschritte 

wünscht sich der Verband eine stärkere politische Unterstützung. 

 

- Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) – Der Bundesrat hat die Botschaft für einen Zah-

lungsrahmen zur Aufstockung des Fonds de roulement zugunsten des gemeinnützigen Woh-

nungsbaus verabschiedet. 

 

- Kanton Zürich (ZH) – (1) Im Kanton Zürich wurden fünf Volksinitiativen mit wohnpolitischen 

Massnahmen eingereicht. Die parlamentarische Behandlung fand im Jahr 2025 statt. Der Kan-

tonsrat verabschiedete zu drei Initiativen einen Gegenvorschlag 

(siehe: https://www.zh.ch/de/wirtschaft-arbeit/wohnpolitik.html); (2) Ausarbeitung eines Revisi-

onsentwurfs der kantonalen Verordnung über die Wohnbauförderung (LS 841.1), um diese an 

neue Entwicklungen anzupassen; (3) Durchführung von Beratungsgesprächen für Gemeinden 

sowie von Fachveranstaltungen zur Förderung von mehr bezahlbarem Wohnraum mithilfe von 

raumplanerischen Instrumenten. 

 

- Kanton Schwyz (SZ) – Plant, in Zusammenarbeit mit den Gemeinden regelmässig Veranstal-

tungen zu organisieren, in denen diese Themen mit Fachpersonen diskutiert und anhand von 

Beispielen guter Praxis veranschaulicht werden. 

 

- Kanton Obwalden (OW) – (1) Organisation von Runden Tischen mit den Gemeinden zum 

Thema bezahlbarer Wohnraum; (2) Erarbeitung eines Leitfadens für Gemeinden 

(vgl. https://www.ow.ch/dienstleistungen/9986). 

 

- Kanton Basel-Stadt (BS) – Aufbau eines Begleitangebots für ältere Personen auf Wohnungs-

suche. 

 

- Kanton Basel-Landschaft (BL) – Das neue kantonale Gesetz zur Wohnbauförderung ist am 

1. Januar 2024 in Kraft getreten. Die darin vorgesehenen Massnahmen betreffen insbesondere: 

Eigenheimförderung (Energiespar- und Wohnsparprämie), altersgerechtes Wohnen (Beratung 

und Beiträge für altersgerechte Umbauten) sowie den gemeinnützigen Wohnungsbau (Bera-

tung, Darlehen für die Projektentwicklung, vergünstigte Abgabe von Grundstücken im Baurecht). 

Im Jahr 2025 wurden die in diesen Bereichen vorgesehenen Massnahmen weiterentwickelt und 

fortgeführt. Im Zusammenhang mit der vom Kanton verwalteten Wohnsparprämie wurden die 

entsprechenden Voranmeldungen geprüft; erste Auszahlungen sind frühestens ab dem 

Jahr 2029 vorgesehen. Zudem wurden Informations- und Vernetzungsveranstaltungen durchge-

führt, um das Förderprogramm bei der Bevölkerung sowie bei Dienstleistenden (z. B. Hand-

werksbetrieben) bekannt zu machen. 

 

- Kanton Waadt (VD) – Entwicklung einer kantonalen Wohnraumvision. 

 

- Kanton Neuenburg (NE) – Botschaft des Staatsrats an den Grossen Rat mit dem Ziel, einen 

neuen Rahmenkredit von 24 Mio. Franken zur Weiterführung und Intensivierung der Wohnraum-

politik in den Jahren 2027 bis 2034 zur Verfügung zu stellen (der bisherige Rahmenkredit belief 

sich auf 18 Mio. Franken und datiert aus dem Jahr 2018). Zudem werden neue steuerliche Mas-

snahmen geprüft. Die Bekämpfung der Wohnungsknappheit soll zu einem der Hauptziele der 

https://www.zh.ch/de/wirtschaft-arbeit/wohnpolitik.html
https://www.ow.ch/dienstleistungen/9986
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geltenden Gesetzgebung werden, verbunden mit dem Ziel, kantonsweit einen Anteil von 5 % 

preisgünstiger Mietwohnungen am Gesamtmarkt zu erreichen und langfristig zu sichern. Dar-

über hinaus ist eine Intensivierung der Begleitung der Gemeinden vorgesehen. 

 

- Kanton Genf (GE) – Überlegungen zu den Modalitäten der Umsetzung der im kantonalen Richt-

plan vorgesehenen Aufnahmekapazitäten. 

 

 

7 Schlussfolgerungen  

Der vorliegende zweite Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans Wohnungsknappheit zeigt, dass sich 

88 % der Massnahmen in Umsetzung befinden oder bereits abgeschlossen sind. Zudem erklären sich 

42 % der Teilnehmenden mit der Umsetzung zufrieden, während 50 % den Aktionsplan als relevant 

beurteilen. Die Rückmeldungen der Kantone zeigen, dass in zahlreichen Kantonen Massnahmen zur 

Beschleunigung der Bewilligungsverfahren und zur erleichterten Innenentwicklung lanciert wurden und 

umgesetzt werden.  

Gleichzeitig wird die Situation auf dem Wohnungsmarkt von den Befragten nach wie vor als angespannt 

beurteilt. Auch besteht nur geringe Hoffnungen auf eine rasche Verbesserung. Das hängt auch damit 

zusammen, dass Veränderungen im Bauwesen und der Raumplanung viel Zeit in Anspruch nehmen.  

Wie bereits in der ersten Umfrage gehen die Einschätzungen zu den Handlungsmöglichkeiten und den 

möglichen Lösungen auseinander. Dennoch sind sich viele Befragte einig, dass die Blockaden 

überwunden werden sollten, um eine ausgewogenere Wohnraumversorgung zu erreichen.  

 

 


